
3 Y qec, utcr: Archive und jüngere Forschungen zur 
Frühgeschichte von SB2 und DDR 

;.. Am I. und 2. Juli 1994 fand in Potsdam eine 
wissenschaftliche Konferenz mit dem Titel „Archi- 
ve und jüngere Forschungen zur Frühgeschichte 
von SBZ und D D R "  statt. Veranstalter waren das 
Woodrow Wilson International Center for Scho- 
i,irs, Washington D.c., das Bundesarchiv und der 
Forichungsschwerpunkt Zeithistorische Stuciien, 
I'otsdarn. Das Symposium war ein XnschiuRtref- 
ten an die Esscner Tagung ,,Soviet Union, Ger- 
many ~ n d  the Cold War, 1945 - 1962: New Evi- 
dence (28 .  - 30. Juni)", die gemeinsam vorn Wood- 
row Wilson International Center for Scholars 
und dem Kulturwissenschaftlichen Institut im 
\X'issenschaftszentrum Nordrhein-Westfalen ver- 
anstaltet worden war. Die Potsdamer Tagung 
widmete sich vor allem der inneren Entwicklung 
in Deutschland, insbesondere in SBZ und D D R  

zwischen 1915 und 1961 und vermittelte eine 
Ubersicht über die archivalische Situation und 
uber Möglichkeiten der Forschung in der Region 
BerlinJBrandenburg. 

Kontinuierlich ergeben sich aus den seit der 
,,Wendea geöffneten Archiven neue Teileinsichten 
in die Geschichte des Kalten Krieges und insbeson- 
dere in die deutsche Geschichte jener Zeit. 

Die Konferenz bestand aus drei Panels: Die erste 
(ksprächsrunde stand unter dem Thema „Beson- 
derheiten der inneren Entwicklung der SBZ" (Lei- 
tung: Jiirgen Kocka). Die Vortrage befaßten sich 
mit der Kulturpolitik im besetzten Deutschland, 
mit Aspekten der sowjetischen Besatzungspolitik, 
der sowjetischen und westalliierten Internierungs- 
praxis in Deutschland, dem Umgang der SBZ/DDR 
mit der NS-Vergangenheit und mit der Transfor- 
rnat:on der Deutschen Akademie der Wissenschaf- 
ten zur staatlichen Forschungsorganisation der 
SBZIDDR. 

Zu Beginn sprach David Pike (Chapel Hill) über 
die vom Primat der Politik bestimmte Kulturpoli- 
tik in der ssz .  Dahinter standen die kurz- und lang- 
fristigen Ziele der S.UAD als ausführendes Ursan  
der Sowjetregierung. Aufgrund einer Untersuchung 
der internen Unteriage;i und Leitlinie11 der ~ E D .  

dttr Vcrwnltung und der blassenorg3nisat1one11 
foigc:rre Pike, da12 die jen~cilige politische Zielset- 
zung sowjetischer Besatzungsofhziere und deut- 
scher Kommunisten fast immer an  ihrer ideolo 
gischen Ausdrucksweise abzulesen sei. Ferner k3rn 
er zu dem Schluf3, daß sich seit 1990 dokumentieren 
lasse, wie die iClanipu!ation der Uifentlichcn und 
veröffent!icliten ideologischen, politischen wie ..kul- 
turpolitischen" Rhetorik mit dem konspir~~riven 
und internen Entscheidungsprozel3 auf den Ebenen 
SMAD,  SED, der von Kornmunisteri kontrollierten 
Verwaltung und der bl~lassenorganicationen korre- 
spondierte. Er wicieriprach nachdrücklich der Thc- 
se, daij es in der SBZ/DDR wenigstens au i  dem (je- 
biet der Kultur je eine Chance iur eine nicht-mar- 
xistisch-leninistische Entwicklung gegeben ha he. 

Norman Nuimark (Stanford) erläuterte die Be- 
ziehungen zwischen Russen und Deutschen in der 
s ~ z .  Er vertrat die These, da(< sich zu  Bc-ginn der 
Be~a t zun~sze i t  trotz langfristiger Probleme inner- 
halb der russisch-deutschen Bcziehun~en neue 
~Mbglichkeiten für eine russisch-deutsche Zusam- 
menarbeit auftaten. Wichtige Vorausserzung dn- 
für  sei gewesen, daf3 die politisch aktiven Teile cicr 
Bevölkerung willig und bereit erschienen, sozia- 
listische Alternativen zu den Erfahrurigen cier 
Nazivergangenheit und der Weimarer Republik 
ins Auge zu fassen. Langfristig habe jcdoch die 
sowjetische Politik ihr Ziei, die Deutschen in der 
s s z  (oder auch in den Westzoneri) für sich zu ge- 
winnen, verfehlt. 
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]an Lipinsky (Bonn) sprach über die sowjeti- 
sche und  alliierte lnternierungspraxis in Deutsch- 
land. Die auf  der  Potsdamer Konferenz gefaljten 
Beschlüsse zur Verhaftung, Internierung und Be- 
s trafung von Kriegsverbrechern, führenden Natio-  
nalsozialisten sowie Personen, die den Besatzungs- 
mächten gefährlich werden konnten,  wurden von 
den Alliierten sehr unterschiedlich ausgelegt. Es 
gab  manche Unterschiede zwischen britischer, 
frariziisischer und amerikanischer Internierung. 
Diese s tanden jedoch in sehr deutlichem Gegen- 
satz zur sowjetischen I'raxis der  Internierung. In 
der S B ~ / D D R  bestimmte eine .Justiz die 
..Strafi.criaIirenL'. Sie wurden von der S E D  unter 
entscheidender Kontrollc der Besatzungsmacht 
a~ibgcuhr.  Die sowjetischen Speziallager in der  sßz 
sind in clas son~jctisctie c u ~ a g - S y s t e m  einzureihen. 

jiirgcn DLZI??C/ (1)otsdam) sprach zum instru- 
mentalisierten Antifaschisn~us in der  Frühpliase 
der DDR.  An den Beispielen der  Vereinigung der  
\Ci-folgten des Naziregimcs ( \ . v N )  und der N D P D  

\~crdeutlichte er den Funktionswandel des Antita- 
s ihismus in der Frühgeschichte der  u » u .  Gei dem 
bis r c ) S i  andauernden Konflikt zwischen der S E D  

und der  V V N  handelte es sich um einen Konflikt 
zwischen zwei Gruppierungen und Politikentwür- 
icn innerhalb der  kommunistischen Tradition. Der 
gesinn~ingsethisch fundierten, oft wesentlich radi- 
kiileren Politikvariante der ~ z -  und Widerstands- 
generation in der  V\'N stand ein eher niachtpoli- 
tisch-pragmatisches Konzept der icloskauer Remi- 
granten gcgeniiber, die 31s Furiktionarsschicht und 
\'ehikel sowjetischer Dcutschlandpolitik z\trangs- 
läufig auf realpolitische hluster  zuruckgreifen 
ni~iGtcn. Die Unfähigkeit und Nichtbereitsshait der 
in der I ~ \ ~ N  konzentrierten Vertreter der KZ- und 
W'idcrstandsgcneration, das  integrative Konzept 
der  Nationalen Front und die forcierte VCrieder- 
cingliederung der  ~ s ~ ~ ~ ~ - M i t g l i e d e r  mitzutragen, 
führte letztlich zu deren Zurückdrangung'  aus  
wichtigen politischen EinfluGsphären. 

Peter Walther (Potsdam) referierte über die Ent- 
wicklung der  Deutschen Akademie der  Wissen- 
schaften zu Berlin in den Jahren 1946 - rvSS. Der 
Weggang zahlreicher Akademiemitglieder a u s  
ßcrlin hat te  dazu geführt, dai j  die Forschungsan- 
stalt im Jahre 1945 ohne  ihr eigenes Z u t u n  zu einer 
gesamtdeutschen Akademie geworden war, auch 
wenn  die Nicht-Berliner sich angesichts fehlender 
Transportmöglichkeiten nicht a n  der  Arbeit der  
Akademie beteiligen konnten.  Die Bildungsstätte 
konnte bis Sommer 1946 unter der  lockeren Auf- 
sicht der  Stadt  Berlin eine geradezu au tonome Tä- 
tigkeit entfalten. Während  die Akademie und  ihre 
Institute die ersten Wirtschaftspläne der  SBZ/DDR 

noch ignorieren konnten,  wurden sie nach der 
11. Parteikonfercnz im Juli 1952 in den  Planungs- 
mechanismus der D D R  mit einbezogen. Von 1953 
a b  entsprachen die öffentlichen AuGerungen der  
Akademie der jeweiligen Staats- lind Parteilinie. 
Allerdings wurde die Einbeziehung der  Akade- 
mieinstitutc in das wirtschaftliche und später  auch 
wissenschaftliche P lanungss~~s tem teilweise unter- 
laufen: Einige lnstitutsdirektoren erreichten durch 
direkte Verhandlungen mit Regierungs- und Par- 
teistcllen inotfizielle Korrekturen. 

Der I'risidcnt des Bundesarchivs, Fiiedrich I'. 
h'ahlcnbcrg. leitete die zweite Sektion der Konfc- 
renz. eine Bestandsaufnahme der archivalischcri 
,Lli)glichkeiten in den neucn Bundesländern und in 
der Region Berlin/Brandenburg. 

Hrr7~zann Schrever (Potsdam) hcrichtete iiber 
das Archivgut der zentralen staatlichen Ikhiirdcn.  
Er gab eine Ubcrsicht uber den Verhleib der .4kten 
der V'crwalt~ingen. die a~iGcrhalb der 1)cutschen 
\~;i;irtsihattskorn~niss~on ( D W K )  standen (Inricrcs, 
.]ustir., i~olksbi ldung),  urid uber ciic Akten der in 
der Dafh:  zusamrnengciaGteri \krwaltungeri. Wegen 
der Zuordnung des Archi\.gutes der  oben ange- 
tührten Hauptverwaltungen der DnrK zu den Mi-  
nisterialbeständcn ist es zu erklären, daG der in1 
Bundesarchiv befindliche Archivbestand »C 1.y 

( r ~ w ~ )  nur einen geringen Umfang hat .  Die Kcnutz- 
barkeit der a u i  der Konferenz im Vordergriind 
stehenden i i l t e r~n  iJberlieierung ist ~ibcr\vicgend 
gc\s.ahrleistct. . 

H¿~~is- jo;rc i~in~ Sc/~rccke?il>izc/~ (I 'ots~larn)  ver- 
mittelte einen Uberblick ~ i b e r  dic staarlichen i!ber- 
lieterungen der Lander ~ i n d  betonte, d a f  sich die 
Ent\l.ickIung der heutigen tunf <istlichcn Bun- 
deslander bis zur ~gjz erfolgten Auflljsung um-  
fassend in dcr archivalischen Uberlieferung \tri- 
derspiegele. Die Neugliederung von 195 2 und die 
damit  verbundene völlige Vcrändcrung der  Ver- 
waltungsstruktur führten dazu,  daG schlagartig 
die Registraturen der  bis dahin tätigen Landesrc- 
gierungen und Kreisverwaltungen weitgehend 
nicht mehr benötigt und in Kellern oder  auf Dach- 
böden abgelegt wurden. Für die Zeit bis 1952 sind 
die Akten des Büros/der Kanzlei des Präsidenten 
bzw. Ministerpräsidenten, des Ministeriums des 
Innern einschlieGlich des Amtes zum Schutz des 
Volkseigentums, der Bodenreform- und Entnazifi- 
zierungskommissionen sowie der  Wirtschafts-, 
Landwirtschafts- Justiz- und Volksbildungsmini- 
sterien von besonderer Bedeutung. Auf der  Ebene 
der Landesregierungen wie auch der  Bezirks- und  
Kreisverwaltungen sind die zahlreichen Berichte 
und Rechenschaftslegungen von historischer Aus- 
sagekraft, zumal v.a. in den Anfangsjahren auch 
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kritische Punkte angesprochen wurden. So waren 
im Land Brandenburg die Landräte a b  1945 ver- 
pflichtet, regelmäßig politische Informationsbe- 
richte an  die Provinzialverwaltung/Landesregie- 
rung zu senden. 

lngelore Buchholz (Magdeburg) informierte am  
Beispiel Magdeburgs über kommunale Quellen- 
überlieferungen. Z u r  Frühgeschichte der SBZ/DDR 
seien in diesem Fall besonders die Protokolle der 
Beratung der Stadtverordneten seit Oktober, die 
Protokolle der Dezernentenbesprechungen seit Ok-  
tober 1945, die Protokolle der Ausschußsitzungen 
seit Mai  194s sowie die Akten der Amter der 
Stadtverwaltung Magdeburg vom April 1945 bis 
195 z relevant. 

Am Beispiel der Akten des Schulamtes - das ist 
die größte Aktengruppe des ivlagdeburger Stadtar- 
chivs - Iäßt sich die Entwicklung des Schulwesens 
in der SBZ/DDR nachzeichnen. Es sind z.B. Anga- 
ben über die Einführung des Russischunterrichts, 
die Einrichtung von Neulehrerkursen, über die po- 
litische Einstellung von Schülern, über die Tätig- 
keit des Schulfunks und über die Feriengestaltung 
dokumentiert. 

Renate Schtuärzel (Berlin) berichtete von den 
Übe.lieferungen der Betriebsarchive in der SBZ/ 
DDK.  Betriebsarchive (im engeren Sinne) waren die 
als Endarchive bestätigten und im zentr,llcn Be- 
standsnachweis registrierten Archive von Kom- 
binaten und Betrieben. Für eine Bestätigung als 
Betriebsarchiv und demzufolge Endarchiv waren 
neben einer Empfehlung durch das zuständige 
Staatsarchiv auch die Existenz beachtlicher Bestän- 
de sowie entsprechender personeller und räum- 
licher Verhiiltnisse von Bedeutung. Betriebsarchive 
waren z. B. die Archive der Filmfabrik Wolffen, der 
Leuria-Werke und des V E B  Carl Zeiss Jena. Nach 
der Wiedervereinigung führte die komplizierte 
wirtschaftliche Situation der neuen Bundesliinder 
zur Liquidation zahlreicher Betriebe. Dement- 
sprechend groi3 ist derzeit die Gefährdctng von 
Archivgut der Wirtschatt. Hier besteht allein die 
hlöglichkeit, über den Aufbau von regionalen Wirt- 
schaitsarchiven, die sich als Rettungs- und Auffang- 
quellen für gefährdetes Archivgut der Wirtschatt 
verstehen, die weitere Vernichtung von Wirt- 
schaftsarchivgut zu verhindern. Dieser Prozei3 mu13 
von der historischen Forschung begleitet werden. 

Sigrun Miihl-Benninghans (Berlin) referierte 
über zentrale Uberlieferungen der Parteien und 
,Classenorganisationen der DDR. Sie machte auf 
weniger bekannte, doch sehr interessante Quellen 
aufmerksam wie die Uberlieferungen von Berufs- 
verbänden, das zentrale Schriftgut des FDGB, den 
umiangreichen Bestand an  Akten der Zentralvor- 

stände der Industriegewerkschaften/Gewerkschaf- 
ten des FDGB (1945 - 1990). Die Bestände der IG 

Chemie, Glas und Keramik, IG Bergbau-Energie 
und IG Wismut konnten noch nicht von der Stif- 
tung übernommen werden. Die Uberlieferung der 
Abteilung Organisation des Bundesvorstandes des 
FDGB enthält Informationsberichte, d.h. Berichte 
und Stellungnahmen von Betriebsgewerkschafts- 
leitungen, die monatlich oder nach Aufforderung 
in den Betrieben gefertigt wurden. Die Berichte 
verdeutlichen die damaligen Probleme in Schwer- 
punktbereichen der Industrie. Langfristige Ent- 
wicklungen lassen sich bei großen Betrieben wie 
den Leuna- oder den Zeiss-Werken nachzeichnen. 

Hartmut Sander (Berlin) stellte kirchliche Quel- 
lenüberlieferungen am Beispiel der Evangelischen 
Kirche vor. Das Evangelische Zentralarchiv ( E Z A )  

ist seit 1979 das gemeinsame Archiv der evange- 
lischen Kirche in Deutschlarid ( E K D )  und der Evan- 
gelischen Kirche der Union ( E K U ) .  Als einschliigige 
Bestände des EZA beschrieb Sander die Kirchen- 
kanzlei der EKD-Berliner Stelle, die Kirchenkanzlei 
der E K D  für die DDR-Gliedkirchen, den Bestand 
des Bevollmächtigten des Rates der E K D  bei der Re- 
gierung der D D R  sowie des Evangelischen Oberkir-  
chenrates/Kirchenkanzlei der E K U  und Kirchen- 
kanzlei der EKU-Nebenstelle Ost. 

Unter der Leitung von J im  Hershherg (Wlash- 
ington) wurden im dritten Panel der Konferenz 
Beiträge über den Kalten Krieg und die Entwick- 
lung der frühen D D R  prasentiert. 

Jeffrev Herf;  (Freiburg1Br.j Vortrag zeichnete 
anhand des ,,Falles Paul Merker" die Haltung 
der ostdeutschen Kommunistenfiihrer zu „i\ntita- 
schismus" und zur „Jüdischen Frage" nach. Paul 
Merkers politische Karriere als Fiihrungstigur der 
D D R  endete im .August 1950 mit seinem Xusschlui) 
aus dem Z K  der ~ E D  unci :ius der Partei. Er wurde 
der Spionage beschuldigt und es wurden ihm seine 
Kontakte zu Noel H. Field ~ v i h r e n d  der Kriegszeit 
vorgeworten. Die Kampagne gegen hlerker mulS 
im Zusammenhang mit der 1948149 in der U ~ S S R -  
rcvidierten Haltung gegenuber Israel gesehen 
werden. Nun änderte sich ~ u c h  die Haltung zii jü- 
dischen Kommunisten un d zu solchen Genossen, 
die sich für die Angelegenheiten der Juden einsetz- 
ten (wozu ciuch Merker, kein Jude, gehcirte). Der 
„Fa11 Merker" machte klar, da13 von nun an  der 
Eintritt in den Führungszirkel der SED mit dem 
Verschweigen der jüdischen Katastrophe, der De- 
nunzierung des Zionismus und der gleichzeitigen 
Attacke gegen den „Faschismusu und Antisemitis- 
mus in Westdeutschland verbunden war. 

Mario Kels'ler (Potsdam) behandelte das Ver- 
hältnis von K P D ~ S E D  zu den Juden in der SBZ. Die 
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SED knüpfte früh an das Assimilationskonzept der 
Kommunistischen Internationale zur Lösung der 
jüdischen Frage an. Juden sollten sich, ungeachtet 
der jeweiligen sozio-kulturellen Umstände, durch 
Verzicht auf eine jüdische Identität in die kommu- 
nistische Bewegung einfügen. Bei der Bewertung 
der Restitutionsfrage gegenüber den Juden über- 
nahm die KPD/SED und der Hauptausschufi der 
O ~ F  (Opfer des Faschismus) das Kriterium des 
Kampfes gegen den Faschismus für die Bewilli- 
gung der allgemeinen Fürsorge gegenüber diesen 
Menschen. Juden und Bibelforscher fielen bereits 
im Juli 1945 aus der Kategorie der ,,Kämpfercc her- 
aus. Am 5 .  Oktober 1949 wurde die „Anordnung 
zur Sicherung der rechtlichen Stellung der aner- 
kannten Verfolcten des Naziregimes" erlassen, die 
sich auf die individuelle Betreuung cier in Frage 
kommenden Personen und auf beachtliche Sozial- 
leistungen für diese konzentrierte, jedoch keine 
Stellung zu Fragen der Restitution oder Entschädi- 
gungszahlungen bezog. Damit war die Politik der 
DDR Z U  diesen Fragen vorgezeichnet. 

Uber Briefe von Altkommunisten an die S E D  in 
der Field-Spionage Affäre sprach Catherine E p -  
stein (Harvard). Von der frei erfundenen Field 
Spionage-Affäre waren auch die ehemaligen kom- 
munistischen ,,WestemigrantenLL betroffen. Wäh- 
rend durch diese Kampagne in anderen sozialisti- 
schen Staaten groge Schauprozesse und Hinrich- 
tungen inszeniert wurden, kam es in der DDR allein 
zu Verhaftungen, Geheimprozessen, Parteiaus- 
~ihlüssen und Funktionsverboten. 

Zu ihrer Verteidigung und später zu ihrer Re- 
habilitierung haben die betroffenen Altkommu- 
nisten parteiintern ihren Unmut in zahlreichen 
klagenden und mürrischen Briefen an die SED-  

Führung zum Ausdruck gebracht. Neben einem 
von der westlichen Emigration geprägten -alter- 
nativen kommunistischen Denkansatz zeigen viele 
der Briefe ein den herkömmlichen Vorstellungen 
widersprechendes Bild der politischen Haltung der 
Altkommunisten. Bei der internen Kritik waren sie 
der SED und der Sowjetunion gegenüber nicht un- 
kritisch und ergeben, sondern stellten die Partei- 
linie in Frage. Ulbricht nutzte die Kampagne, um 

alternative Denkansätze innerhalb der Partei aus- 
zuschalten. 

Arnd Bauerkämper (Potsdam) referierte über 
die Durchsetzung der Bodenreform in der ssz im 
Jahre 1945. Er präzisierte das Wechselverhältnis 
zwischen Druck „von oben" und Mobilisierung 
„von unten" bei der Durchführung der Reform. 
Im September 1945 eriiefien die Provinzial- und 
Landesverwaltungen auf Druck der SMAD Boden- 
reformverordnungen, die weitgehend mit den von 
der K P D  vorgelegten Entwürfen übereinstimmten. 
Gleichzeitig organisierte die KPD verstarkt Ver- 
sammlungen von Landarbeitern, Kleinbauern und 
Flüchtlingen, so daß Gemeindebodenkommissio- 
nen gebildet werden konnten. Die wirtschaftlichen 
und sozialen Auswirkungen der Bodenreform blie- 
ben insgesamt ambivalent. Der Druck ,,von oben" 
und die Mobilisierung „von unten" hoben die Aus- 
übung von politischer Herrschaft in Ostdeutsch- 
land erstmals deutlich von der westalliierten Po- 
litik ab, die dem bbrgerlichen Eigentumsrecht 
verhaftet blieb. Insotern zeichnete sich nach der 
Bodenreform eine Dimension der politischen Aus- 
einandersetzung im späteren Kalten Krieg ab. 

Patrick Major (Coventry) referierte über die 
Versuche zur Ausdehnung des deutschen Kommu- 
nismus über die SBZ/DDR hinaus und über das 
,,Zurückdrängenu solcher Vorhaben durch die 
westliche Seite ... Ein zentraler Grund für die - ver- 
glichen mit ltalien oder Frankreich - schwache 
kommunistische Bewegung in Westdeutschland 
war die negative Erfahrung des Geschehens in der 
BZ/DDR. Die SED hatte die „HaftungL' für die K P D  

im Westen. Hieraus erklärt sich u.a.. da6 der Anti- 
kommunismus in Westdeutschland wesentlich 
ausgeprägter war als in Frankreich oder in Italien. 
Die 1945 wiedergegründete K P D  wurde als eine 
Klammer über das in Zonen aufgeteilte Deutsch- 
land betrachtet. Das Zentrum der Partei lag in Ost- 
Berlin, von hier aus wurden die westlichen Bezirke 
von einem Gremium, das als Westkommission be- 
kannt wurde, kontrolliert. Auch nach der SED- 

Gründung blieb die Steuerung der westdeutschen 
Kommunisten durch Ost-Berlin bestehen. 

Jiirgen Reuter 


